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des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 
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über den 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 

- Drucksachen 44, zu 44 - 


1. Bericht des Abgeordneten Dr. Kihn (Würzburg) : 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von 
Fragen der Staatsangehörigkeit — Drucksache 44 — 
wurde in der 7. Plenarsitzung des Deutschen Bun- 
destages am 3. Dezember 1953 an die Ausschüsse 
für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 
(federführend) und für Heimatvertriebene (mitbe- 
teiligt) überwiesen. 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung hat in seinen Sitzungen vom 9. De- 
zember 1953, 19. Januar 1954, 9. Februar 1954, 
16. März 1954, 18. Juni 1954 und 9. September 1954 
den Entwurf eingehend beraten und beschlossen, 
dem Plenum des Deutschen Bundestages zu emp- 
fehlen, den Entwurf in der aus der Anlage ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. Der Ausschuß für 
Heimatvertriebene, als mitbeteiligter Ausschuß, hat 
den Entwurf in seinen Sitzungen vom 15. Januar 
1954 und 5. Februar 1954 beraten, ferner an der 
Sitzung des Ausschusses für Angelegenheiten der 
inneren Verwaltung am 9. Februar 1954 teilgenom- 
men. Weitere Beratungen dieses Ausschusses fan- 
den am 25. Februar 1954, 11. März 1954, 16. März 
1954 und 4. April 1954 statt. 


A. Allgemeines 

1. Das Deutsche Reich hat in den Jahren 1938 bis 
1945 der Volksdeutschen Bevölkerung der damals 
eingegliederten Gebiete die deutsche Staatsange- 
hörigkeit durch Sammeleinbürgerung verliehen. 
Die Rechtswirksamkeit dieser Sammeleinbürgerun- 
gen ist umstritten; die Rechtslage wurde in den 
Jahren nach Beendigung der Feindseligkeiten un- 
terschiedlich beurteilt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat nun in seiner 
Entscheidung vom 28. Mai 1952 (1 BvR 213/51) aus- 
geführt, „daß aus der Unwirksamkeit der nach dem 
31. Dezember 1937 vorgenommenen Annexionen 
auf Grund der gesamten Umstände nicht die Fol- 
gerung gezogen werden könne, daß alle mit den 
Annexionen zusammenhängenden Zwangsverlei- 


hungen der deutschen Staatsangehörigkeit als nich- 
tig zu betrachten seien.“ Das Bundesverfassungs- 
gericht. stellt vielmehr darauf ab, ob der Staat, 
dessen Gebiet damals eingegliedert wurde, die Ein- 
gebürgerten als seine Staatsangehörigen in An- 
spruch nimmt; verweigert der Heimatstaat den 
Volksdeutschen den Schutz der Staatszugehörigkeit, 
so erklärt das Bundesverfassungsgericht die Ein- 
bürgerung dann für rechtswirksam, wenn sie dem 
Willen des Betroffenen entsprochen und er diesen 
Willen nach dem 8. Mai 1945 zum Ausdruck ge- 
bracht hat oder bringt. 

2. Die kollektiv verliehene Staatsangehörigkeit 

kann hiernach anerkannt werden bei den Volks- 
deutschen aus den Sudetengebieten, dem Memel- 
land, dem damaligen Protektorat, den eingegliedert 
gewesenen Ostgebieten, aus Untersteiermark, Kärn- 
ten und Krain, in all diesen Fällen haben die Hei- 
matstaaten nach Beendigung der Feindseligkeiten 
Gesetze und Verordnungen erlassen, in denen sie 
sich von den deutschen Volkszugehörigen ausdrück- 
lich lossagten. 

Für die Bevölkerung Danzigs liegt keine Inan- 
spruchnahme vor. Daher wird, obwohl es z. Z. 
keine völkerrechtlich handlungsfähige Regierung 
gibt, den kollektiv eingebürgerten Danzigern die 
Anerkennung als deutsche Staatsangehörige nicht 
versagt werden können. Nach § 16 des Danziger 
Staatsangehörigkeitsgesetzes geht die Danziger 
Staatsangehörigkeit nur verloren, wenn ein Dan- 
ziger die Verleihung einer anderen Staatsangehö- 
rigkeit beantragt und auf seinen Antrag hin er- 
hält. Die Sammeleinbürgerung vom 1. September 
1939 erfüllt diese Voraussetzungen nicht; auch die 
Unterlassung der Ausübung eines Ausschlagungs- 
rechts steht der Stellung eines Einbürgerungsan- 
trages als einem positiven Tun nicht gleich. 

Dieser Gesetzentwurf will die alten Heimatrechte 
nicht beseitigen, sie sollen erhalten bleiben, fort- 
leben. Der Gesetzentwurf ist eine Folge der Ver- 
treibung, eine notwendige Fürsorgemaßnahme, die 
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lediglich einen gegenwärtigen Notstand neun Jahre 
nach Beendigung der Feindseligkeiten endlich be- 
heben will. Die endgültige Regelung der einschlä- 
gigen Fragen, insbesondere des Heimat- und Rück- 
kehrrechts dieser deutschen Volkszugehörigen muß 
dem Friedensvertrag oder sonstigen völkerrecht- 
lichen Verträgen Vorbehalten bleiben. Die auf 
Grund dieses Gesetzes abgegebenen Erklärungen 
berühren das Heimatrecht der Vertriebenen nicht 
und greifen der sich aus ihr ergebenden künftigen 
Regelung ihrer Staatsangehörigkeit nicht vor. § 22 a 
stellt dies ausdrücklich fest. 

Grundsätzlich wird noch bemerkt, daß nach deut- 
schem Recht mehrere Staatsangehörigkeiten sich in 
einer Person kumulieren können; alle Staatsange- 
hörigkeiten sind rechtswirksam. Divergenzen der 
gesetzlichen Vorschriften werden nach den kolli- 
sionsrechtlichen Grundsätzen behoben, welche 
Rechtsprechung und Rechtswissenschaft entwickelt 
haben. Die Regelung der mehrfachen Staatsange- 
hörigkeit ist der Neufassung des Staatsangehörig- 
keitsgesetzes vorzubehalten, sie gehört nicht in ein 
Gesetz, das der Bereinigung der Kollektiveinbürge- 
rungen und anderer mit den Kriegsereignissen zu- 
sammenhängenden Fragen dient. 

3. Die Sammeleinbürgerungen, die sich auf die 
Bewohner westlicher Gebiete, also aus Eisaß- 
Lothringen, Luxemburg, Eupen, Malmedy und 
Moresnet beziehen, werden in diesem Gesetz nicht 
berücksichtigt. Die Elsaß-Lothringer und Luxem- 
burger nicht, weil deren Kollektiveinbürgerung 
durch Gesetz Nr. 12 der Alliierten Hohen Kommis- 
sion vom 17. November 1949 (Amtsblatt der 
Alliierten Hohen Kommission S. 36) für nichtig und 
rechtsunwirksam erklärt ist, die Bewohner von 
Eupen, Malmedy und Moresnet nicht, weil die bel- 
gische Regierung ihre dortigen Staatsangehörigen 
in Anspruch genommen hat, so daß die Genannten 
bei Zugrundelegung der Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichtes, auf der dieses Gesetz beruht, 
nicht als deutsche Staatsangehörige anerkannt 
werden können. 

4. Der Begriff „deutscher Volkszugehöriger“ im 
Ersten Abschnitt des Entwurfs muß notwendiger- 
weise der des damaligen Gesetzgebers sein, weil 
die Bedeutung des § 1 sich erschöpft in der dekla- 
ratorischen Anerkennung der gesetzlichen Maß- 
nahmen aus der Zeit zwischen 1938 und 1945, so- 
weit diese nicht wegen Verstoßes gegen das Völker- 
recht rechtsunwirksam sind. 

Deutsche Volkszugehörige im Sinne des Zweiten 
und Dritten Abschnitts dagegen sind solche Per- 
sonen, die die Voraussetzungen des § 6 des Bun- 
desvertriebenengesetzes vom 19. Mai 1953 erfüllen; 
denn insoweit handelt es sich um neue gesetzliche 
Bestimmungen, die auf Art. 116 Abs. 1 GG auf- 
bauen, und der Begriff der deutschen Volkszuge- 
hörigkeit im Sinne von Art. 116 Abs. 1 GG muß 
gemäß § 104 aus § 6 entnommen werden. 

Soweit bei Kollektiveinbürgerungen z. B. der 
Bewohner des Sudetengebietes auch Personen ein- 
gebürgert worden sind, die z. Z. der Kollektivein- 


bürgerung nicht deutsche Volkszugehörige im da- 
maligen Sinne waren, wird geprüft werden müs- 
sen, ob sie sich in der Zeit zwischen der Kollek- 
tiveinbürgerung und der Vertreibung wie deutsche 
Volkszugehörige verhalten haben. Ist dies der Fall, 
dann sind auch sie — wenn sie nicht ausschlagen — 
deutsche Staatsangehörige; denn dann sind sie von 
den Ausbürgerungsmaßnahmen ihres Heimatstaa- 
tes erfaßt, also nicht in Anspruch genommen 
worden. 

B. Einzelnes 
Zum Ersten Abschnitt 

zu § 1 

An Hand dieser Grundsätze ergab sich die Mög- 
lichkeit der Anerkennung der deutschen Staatsan- 
gehörigkeit der Volksdeutschen aus den oben 
unter A. Allgemeines Nr. 2 genannten Gebieten. 
Diese Sammeleinbürgerungen sollen, da sie infolge 
der Nichtinanspruchnahme der Eingebürgerten 
durch ihren Heimatstaat völkerrechtlich unanfecht- 
bar geworden sind, durch den vorliegenden Gesetz- 
entwurf verbindliche Kraft erhalten. 

Im Einklang mit der erwähnten Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes baut der Entwurf 
im Gegensatz zu den Maßnahmen in den Jahren 
1938 bis 1945 hinsichtlich der kollektiv Eingebür- 
gerten, die von ihrem Heimatstaat nicht in An- 
spruch genommen worden sind, auf dem Willens- 
prinzip auf. Nur wer deutscher Staatsangehöriger 
sein will, soll es bleiben. § 1 gibt daher die recht- 
liche Möglichkeit, die deutsche Staatsangehörigkeit 
auszuschlagen (negative Optionserklärung). Dieser 
Weg erfordert wesentlich weniger Verwaltungs- 
arbeit als die Entgegennahme der Erklärungen 
von Millionen Volksdeutscher, die die Verleihung 
der deutschen Staatsangehörigkeit bejahen (posi- 
tive Optionserklärung). 

Auch Frauen und Kinder können nach Abs. 2 
den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit aus- 
schlagen, selbst wenn der Ehemann oder Vater es 
für seine Person nicht tut. 

Der Bundesrat schlug die Einfügung einer weite- 
ren Bestimmung in Abs. 1 hinter Buchstabe d vor 
(Drucksache 44 Nr. 1 S. 17). Der Ausschuß beschloß, 
diesem Vorschläge zu entsprechen mit der Maß- 
gabe, daß das Wort „befreiten“ gestrichen wird. 

zu § 2 

Die vom Ausschuß für Heimatvertriebene vor- 
geschlagene Fassung geht davon aus, daß das Aus- 
schlagungsrecht auch dem zustehen soll, der nach 
der Kollektiveinbürgerung einen Tatbestand ver- 
wirklicht hat, an den sich nach deutschem Recht 
der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit 
knüpft (z. B. Eheschließung mit einem Ausländer, 
wenn sie vor dem 1. April 1953 erfolgt ist). Sie 
will klarstellen, daß ein solcher Ausschlagungsbe- 
rechtigter, wenn er von seinem Ausschlagungsrecht 
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keinen Gebrauch macht, die deutsche Staatsange- 
hörigkeit nur bis zum Eintritt des Verlusttatbestan- 
des besessen hat. 

Da für erforderlich gehalten wurde, daß der Er- 
werb einer fremden Staatsangehörigkeit in der 
Zeit zwischen der Kollektiveinbürgerung und dem 
Ablauf der Ausschlagungsfrist in jedem Falle den 
Verlust der kollektiv verliehenen deutschen Staats- 
angehörigkeit zur Folge hat, mußte Satz 2 hinzu- 
gefügt werden. 

zu § 3 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, einen neuen 
Satz mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

„Er verliert eine gemäß Art. 116 Abs. 1 GG 
etwa erlangte Rechtsstellung.“ 

Die Bundesregierung stimmte diesem Änderungs- 
vorschläge nicht zu. Sie ist der Auffassung, daß die 
Ausschlagung der kollektiv verliehenen deutschen 
Staatsangehörigkeit kein unfreundlicher Akt ge- 
genüber dem Nachkriegsdeutschland zu sein brau- 
che, es könnten hierfür beachtliche Gründe beste- 
hen. Der Ausschlagende soll daher nicht schlechter 
gestellt werden, als er stehen würde, wenn er schon 
anläßlich der kollektiven Verleihung der deutschen 
Staatsangehörigkeit die Möglichkeit gehabt hätte, 
seinen gegenteiligen Willen geltend zu machen, 
und wenn er von diesem Rechte Gebrauch gemacht 
hätte. 

Im Einklang mit der Stellungnahme der Bundes- 
regierung lehnte der Ausschuß den Vorschlag des 
Bundesrates ab, weil die Ausschlagenden nicht 
vollkommen schutzlos sein dürften und die Zeit 
für eine anderweitige gesetzliche Regelung nach 
Art. 116 Abs. 1 GG noch nicht gekommen sei. 

zu § 4 

Die vom Ausschuß für Heimatvertriebene vor- 
geschlagene Fassung wurde übernonmmen; auf die 
Begründung des Gesetzentwurfes (Drucksache 44 
S. 8) wird Bezug genommen. 

zu § 5 

In Abs. 1 wird eine einjährige Frist vorgesehen 
und folgende Fassung vorgeschlagen: 

„(1) Nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes kann 
die Ausschlagung nur noch bis zum Ablauf eines 
Jahres erklärt werden.“ 

Abs. 2 unveränderte Annahme. 


Zum Zweiten Abschnitt 

Dieser Abschnitt befaßt sich mit den Flüchtlin- 
gen und Vertriebenen, die im Gebiete des Deut- 
schen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 Aufnahme gefunden haben, die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht besitzen, aber deutsche 


Volkszugehörige sind und im Zusammenhang mit 
den Ereignissen des 2. Weltkrieges ihre Heimat 
verlassen mußten, also Deutsche im Sinne des 
Art. 116 Abs. 1 GG sind. Es handelt sich u. a. um 
Vertriebene und Flüchtlinge aus Ungarn, Rußland, 
den baltischen Staaten, Rumänien, Bulgarien und 
Jugoslawien. 

zu § 6 

Diese Bestimmung räumt den vorgenannten Per- 
sonen einen Einbürgerungsanspruch ein, schließt 
ihn aber nach dem Regierungsentwurf aus, wenn 
„Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß er 
(nämlich der Deutsche im Sinne des Art. 116 Abs. 
1 GG) die innere oder äußere Sicherheit der Bun- 
desrepublik oder eines deutschen Landes gefähr- 
det.“ Dieser Vorbehalt bildete in den Ausschußver- 
handlungen den Gegenstand eingehender Erörte- 
rungen. Die Mehrheit lehnte den Vorbehalt ab, 
weil er zu allgemein gefaßt sei, die Gefahr einer 
unsachlichen Anwendung in sich berge, weil er 
einen Personenkreis umfasse, der bereits den 
Status des Deutschen im Sinne des Art. 116 
Abs. 1 GG besitze, also im wesentlichen die gleiche 
Rechtsstellung besitze wie die deutsdien Staats- 
angehörigen, die Bestimmung somit nur einen be- 
stehenden Zustand legalisiere. Eine großzügige 
Handhabung der Gesetzesbestimmung sei daher 
angebracht. 

Maßgebend für diese Auffassung war ferner die 
Erwägung, daß eine Konkretisierung der Ableh- 
nungsgründe durch Aufzählung der Tatbestände 
kaum möglich sei und der Einschränkung des Re- 
gierungsentwurfes in § 6 Abs. 1 2. Halbsatz keine 
große Bedeutung zukomme. Diese Bestimmung sei 
der Regelung im Paßgesetz nachgebildet. Unter 
den Hunderttausenden von Pässen seien aus dem 
vorliegenden Grunde nur wenige Ausstellungen 
versagt worden, wobei es sich nur bei einem 
kleinen Teil um Deutsche gemäß Art. 116 GG ge- 
handelt habe. 

Eine knappe Mehrheit entschied sich daher gegen 
jede Sicherungsklausel und damit für die Strei- 
chung des Halbsatzes in Abs. 1, der den Worten 
„eingebürgert werden“ folgt. Folgerichtig mußte 
dann auch Abs. 2 des Gesetzentwurfes gestrichen 
werden. 

Eine erhebliche Minderheit befürwortete die Bei- 
behaltung der Sicherungsklausel oder stellte eine 
Konkretisierung der Tatbestände zur Erwägung, 
die den Anspruch auf Einbürgerung beseitigen 
sollten (z. B. Mitgliedschaft bei einer nach Art. 21 
Abs. 2 GG in Verbindung mit § 13 Nr. 2 BVerfGG 
für verfassungswidrig erklärten Partei, Verwir- 
kung von Grundrechten nach Art. 18 GG in Ver- 
bindung mit § 13 Nr. 1 BVerfGG, rechtskräftige 
Verurteilung wegen Hochverrats, Staatsgefährdung 
oder Landesverrats, rechtskräftige Verurteilung zu 
einer Zuchthausstrafe, Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte usw,). Die Befürworter einer 
solchen Sicherungsklausel führten an, der Antrag- 
steller genieße verwaltungsgerichtlichen Schutz 
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durch unabhängige Richter, es werde vom Volke 
nicht verstanden, wenn Feinden der freiheitlichen 
Verfassung ein Anspruch auf Einbürgerung ver- 
liehen werde oder Verbrechern, die mit Zuchthaus 
und Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
bestraft seien. Verurteilungen durch Gerichte in 
Gewaltstaaten, die den Gesetzen der Menschlichkeit 
widersprechen, könnten von dem Vorbehalt aus- 
genommen w'erden. 

Der Bundesrat hatte die Anfügung folgenden 
Abs. 3 vorgeschlagen: 

„(3) Die Rechtsstellung als Deutscher im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes geht 
verloren, wenn nicht bis zu zwei Jahren nach In- 
krafttreten des Gesetzes um Verleihung der deut- 
schen Staatsangehörigkeit nachgesucht wird.“ 

In Übereinstimmung mit der Stellungnahme der 
Bundesregierung wurde die Anfügung dieses 
Abs. 3 abgelehnt, weil auch nur der Schein eines 
Druckes, einer Zwangslage vermieden werden 
sollte. 

zu § 7 

Die Gesetzesbestimmung soll hinsichtlich des Be- 
griffes „dauernder Aufenthalt“ eine wohlwollende, 
einschränkende Auslegung erfahren. Ein „dauern- 
der Aufenthalt“ soll dann nicht angenommen wer- 
den, wenn der Flüchtling oder Vertriebene seinen 
Aufenthalt in den fremden Staaten nimmt, aber 
noch nicht feststeht, ob er dort verbleibt, und wenn 
er verneinendenfalis in das Gebiet des Deutschen 
Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 
wieder zurückkehrt. In diesem Falle soll er die 
Rechtsstellung eines Deutschen im Sinne des 
Art. 116 Abs. 1 GG nicht verlieren, insbesondere 
dann nicht, wenn unsere Gewährsleute feststellen, 
daß er sich als deutscher Volkszugehöriger bewährt 
hat. Die Behörden sollen beim Vollzug großzügig 
verfahren. 

Diese gesetzliche Bestimmung schließt übrigens 
nicht aus, daß im Einzelfalle selbst dann, wenn die 
Rückkehr in die Heimat (z, B. auf Aufforderung 
der dort lebenden Eltern oder wegen Übernahme 
des dort noch vorhandenen Hofes) den Verlust der 
Rechtsstellung als Deutscher ohne deutsche Staats- 
angehörigkeit zur Folge hatte, dieser deutsche 
Volkszugehörige erneut Aufnahme in Deutschland 
findet und damit wiederum die Rechtsstellung als 
Deutscher ohne deutsche Staatsangehörigkeit er- 
wirbt. 

In Abs. 1 und 2 sollen hinter den Worten „Die 
Rechtsstellung eines Deutschen“ die Worte „im 
Sinne des Grundgesetzes“ eingefügt werden. 


Zum Dritten Abschnitt 

Die Änderung der Überschrift des Entwurfs ist 
wegen der Einfügung der §§ 9 a und 9 b notwendig. 


zu § 8 

Unverändert. Auf die Begründung in Drucksache 
44 S. 10 wird Bezug genommen. 

zu § 9 

Deutschen Volkszugehörigen, die auf ihrem 
Fluchtwege nicht bis in das Gebiet des Deutschen 
Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 
gekommen sind oder die keine Ausreisebewilligung 
erhalten, also sich nicht im Inland niedergelassen 
haben, wird zwar kein Recht auf Einbürgerung, 
wohl aber die Möglichkeit gewährt, die Verleihung 
der deutschen Staatsangehörigkeit zu beantragen. 
§ 9 gibt also ein Antragsrecht vom Ausland her. 
Unter diese Bestimmung fallen beispielsweise alle 
Volksdeutschen Vertriebenen, die in Österreich 
leben; sie fallen nicht unter Art. 116 Abs. 1 GG, 
weil sie in dem Gebiete des Deutschen Reiches 
nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 keine 
Aufnahme gefunden haben. Das Verfahren ist ge- 
bührenfrei (§ 23). Im übrigen wird auf die Begrün- 
dung in Drucksache 44 S. 10 Bezug genommen. 

Dem Vorschläge des Bundesrates entsprechend 
wird das Wort „Bundesgebiet“ ersetzt durch die 
Worte „Geltungsbereich dieses Gesetzes“ und fol- 
gender Satz 3 angefügt: 

“Wird die Einbürgerung beantragt, so kann in 
bestehender Ehe der Ehegatte, der nicht deutscher 
Volkszugehöriger ist, ebenfalls vom Auslande her 
einen Einbürgerungsantrag stellen.“ 

zu § 9 a 

Für den Erwerb der deutschen Staatsangehörig- 
keit durch Ausländer, die in der deutschen Wehr- 
macht gedient haben, gilt folgendes: 

Der Erlaß über den Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit durch Einstellung in die deutsche 
Wehrmacht, die Waffen-SS, die deutsche Polizei 
oder die Organisation Todt vom 19. Mai 1943 
(RGBl. I S. 315) im Zusammenhalte mit dem Rund- 
erlaß des Reiclisministers des Innern vom 23. Mai 
1944 (RMBliV. S. 551) begründete nach der Auf- 
fassung des Bundesverfassungsgerichtes nicht den 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit kraft 
Gesetzes; es bedurfte vielmehr eines Verfahrens 
vor der Einwandererzentrale, deren Entscheidung 
konstitutive Wirkung zukam. Es handelte sich also 
um Einzeleinbürgerungen. Die früheren Wehr- 
machtsangehörigen, die im Bundesgebiet ihren 
dauernden Aufenthalt haben und deutscher Volks- 
zugehörigkeit sind, haben einen Einbürgerungsan- 
spruch, weil sie Deutsche ohne deutsche Staatsan- 
gehörigkeit sind und daher die Voraussetzungen 
des § 6 erfüllen. Solche aber, die nicht Deutsche im 
Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG sind, und zwar, 
entweder weil sie nicht deutscher Volkszugehörig- 
keit sind oder weil sie nicht in das Gebiet des 
Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. De- 
zember 1937 gelangt sind, können nur durch Ein- 
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zeleinbürgerung nach § 9 des Gesetzentwurfes 
oder mangels der dort geforderten Voraussetzun- 
gen nach dem Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetz vom 22. Juli 1913 (RGBL S. 583) die deutsche 
Staatsangehörigkeit erwerben. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent- 
scheidung vom 30. Januar 1953 die hier vorgetra- 
gene Auslegung des Erlasses vom 19. Mai 1943 ver- 
treten. Hingegen hat der 4. Strafsenat des Bundes- 
gerichtshofes mit Beschluß vom 29. Dezember 1953 
entschieden, daß durch die freiwillige Zugehörig- 
keit zur Waffen-SS deutschstämmige Ausländer 
— mit Ausnahme französischer und luxemburgi- 
scher Staatsangehörigen — die deutsche Staatsan- 
gehörigkeit auf Grund des Erlasses vom 19. Mai 
1943 ohne weiteres erworben haben. 

Um die Rechtsunsicherheit zu beheben, die 
durch die widersprechenden Entscheidungen der 
beiden obersten Gerichte entstanden ist, ist es ge- 
boten, durch Aufnahme des § 9 a die Rechtslage 
klarzustellen. Der Ausschuß war aber der einmüti- 
gen Auffassung, daß bei Einbürgerungsanträgen 
dieser Gruppen in entgegenkommender Weise ver- 
fahren werden soll. 

zu § 9 b 

Bei den Sammeleinbürgerungen in den Jahren 
1938 bis 1945 sind rassisch diskriminierte Gruppen 
regelmäßig ausgenommen worden. Sofern deutsche 
Volkszugehörige dieser Gruppen in Deutschland 
ihren dauernden Aufenthalt haben und den Willen 
zum Ausdruck bringen, deutsche Staatsangehörige 
zu sein, soll ihnen das Gesetz einen Einbürgerungs- 
anspruch gewähren. 


Zum Vierten Abschnitt 

zu § 10 

Unveränderte Annahme wird empfohlen. 

zu § 11 

Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz wird dem Vor- 
schläge des Bundesrates entsprechend neu gefaßt; 

„ , wenn dieser die Sorge für die Person des Kin- 
des zusteht.“ 

zu § 12 

Unveränderte Annahme. 

zu § 13 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates zu 
Abs. 3 (Drucksache 44 S. 18) wird aus den von der 
Bundesregierung a. a. O. (Drucksache 44 S. 19) und 
in der Begründung der Bundesregierung zu § 13 
(Drucksache 44 S. 11) angeführten Gründen abge- 
lehnt. 

Anstelle der Worte: „das Bundesamt für Staatsan- 
gehörigkeitsangelegenheiten“ werden in Abs. 3 die 
Worte gesetzt: „der Bundesminister des Innern“. 
Diesem bleibt die Regelung der Einrichtung für die 


Bearbeitung der Staatsangehörigkeitsangelegen- 
heiten überlassen, nachdem der Bundesrat der Er- 
richtung eines Bundesamtes für Staatsangehörig- 
keitsangelegenheiten als Bundesbehörde nicht zu- 
gestimmt und die Bundesregierung sich mit dieser 
Stellungnahme einverstanden erklärt hat. 

zu § 14 bis § 17 

Unveränderte Annahme des Regierungsentwurfs 
unter Ablehnung des vom Bundesrat vorgeschlage- 
nen Abs. 3 zu § 15 wird empfohlen, da die Anfü- 
gung eines Abs. 3 in § 6 abgelehnt worden ist. 

zu § 18 

Für Satz 2 wird die vom Bundesrat vorgeschla- 
gene Fassung empfohlen: „Nur durch diese Aus- 
schlagungsurkunde kann der Nachweis des Nicht- 
erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit er- 
bracht werden.“ 

zu § 19 

Unveränderte Annahme. 

zu § 20 

Die Bestimmung wird wegen der Ablehnung der 
Errichtung eines Bundesamtes für Staatsangehörig- 
keitsangelegenheiten gestrichen. 

zu § 21 

Unveränderte Annahme, 
zu § 22 

Nach dem Vorschläge des Bundesrates werden in 
Abs. 1 vor dem Wort „Tatsachen“ die Worte einge- 
fügt „durch das Verschulden des Antragstellers“. 

Ferner erhält Abs. 2 Satz 1 und 2 folgende Fas- 
sung: 

„(2) Die Unwirksamkeit ist durch förmliche Ent- 
scheidung auszusprechen. Die Entscheidung kann 
nur bis zum Ablauf von fünf Jahren nach erfolgter 
Einbürgerung ergehen; sie bedarf der Zustellung 
an den Betroffenen.“ 

Bemerkt wird, daß die Unwirksamkeit nach 
Abs. 1 kraft Gesetzes ohne weiteres eintritt und die 
Entscheidung nach Abs. 2 nur deklaratorische, nicht 
konstitutive Bedeutung hat. Bildet die Staatsange- 
hörigkeit einen Zwischenpunkt (Incidentpunkt) in 
einem gerichtlichen Verfahren, so wird das Ver- 
fahren bis zur rechtskräftigen Entscheidung nach 
Abs. 2 auszusetzen sein. 

Zum Fünften Abschnitt 

zu § 22 a 

Siehe oben unter A. Allgemeines Nr. 2 Abs. 3. 
zu § 23 

Unveränderte Annahme. 



zu § 24 

Die Bestimmung wird gestrichen, weil die Er- 
richtung eines Bundesamtes für Staatsangehörig- 
keitsangelegenheiten (siehe oben zu § 13) abgelehnt 
wurde. 

zu § 25 

Unveränderte Annahme. Auf die Begründung 
des Regierungsentwurfes (Drucksache 44 S. 15) wird 
Bezug genommen. 

zu § 26 

Von den Bestimmungen der Verordnung zur Re- 
gelung von Staatsangehörigkeitsfragen vom 20. Ja- 
nuar 1942 (RGBl. I S. 40) ist nur noch § 1 Abs. 1 
von Bedeutung. Da ein Bedürfnis nach Beibehal- 
tung dieser Bestimmung, insbesondere bei Ehe- 
gatten mit verschiedener Staatsangehörigkeit be- 
steht, wird empfohlen, bis zur Neuregelung des 
gesamten Staatsangehörigkeitsrechtes von der Auf- 


hebung der Verordnung abzusehen. § 26 ist daher 
zu streichen. 

zu § 27 

Unveränderte Annahme. Auf die Begründung 
des Regierungsentwurfes (Drucksache 44 S. 16) wird 
Bezug genommen. 

zu § 28 

Unveränderte Annahme. 

zu § 29 

Das Gesetz soll am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft treten. 

Bonn, den 24. September 1954 

Dr. Kihn (Würzburg) 
Berichterstatter 


2. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

a) dem Gesetzentwurf — Drucksache 44 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung zuzustimmen; 

b) die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen 
Petitionen durch die Beschlußfassung für erle- 
digt zu erklären. 


Bonn, den 24. September 1954 


Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 


Maier (Freiburg) 
Vorsitzender 


Dr. Kihn (Würzburg) 
Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 

- Drucksachen 44, zu 44 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 

(8, Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von 
Fragen der Staatsangehörigkeit 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

ERSTER ABSCHNITT 

Staatsangehörigkeitsverhältnisse deutscher 
Volkszugehöriger, denen die deutsche Staats- 
angehörigkeit in den Jahren 1938 bis 1945 
durch Sammeleinbürgerung verliehen worden 
ist 

§1 

(1) Die deutschen Volkszugehörigen, denen 
die deutsche Staatsangehörigkeit auf Grund 
folgender Bestimmungen verliehen worden 
ist: 

a) Vertrag zwuschen dem Deutsdien Reich 
und der Tschechoslowakischen Republik 
über Staatsangehörigkeits- und Options- 
fragen vom 20. November 1938 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 895), 

b) Vertrag zwischen dem Deutschen Reich 
und der Republik Litauen über die Staats- 
angehörigkeit der Memelländer vom 
8. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. II S. 1000), 

c) Verordnung über den Erwerb der deut- 
sdien Staatsangehörigkeit durch frühere 
tschechoslowakische Staatsangehörige deut- 
scher Volkszugehörigkeit vom 20. April 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von 
Fragen der Staatsangehörigkeit 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Staatsangehörigkeitsverhältnisse deutscher 
Volkszugehöriger, denen die deutsche Staats- 
angehörigkeit in den Jahren 1938 bis 1945 
durch Sammeleinbürgerung verliehen worden 
ist 

§ 1 

(1) Die deutschen Volkszugehörigen, denen 
die deutsdie Staatsangehörigkeit auf Grund 
folgender Bestimmungen verliehen worden 
ist: 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 
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Entwurf 

1939 (Relchsgesetzbl. I S. 815) in Verbin- 
dung mit der Verordnung zur Regelung 
von Staatsangehörigkeitsfragen gegenüber 
dem Protektorat Böhmen und Mähren 
vom 6. Juni 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 308), 

d) Verordnung über die Deutsche Volksliste 
und die deutsche Staatsangehörigkeit in 
den eingegliederten Ostgebieten vom 
4. März 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 118) in 
der Fassung der Zweiten Verordnung 
über die Deutsche Volksliste und die 
deutsche Staatsangehörigkeit in den ein- 
gegliederten Ostgebieten vom 31. Januar 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 51), 


e) Verordnung über die Verleihung der 
deutschen Staatsangehörigkeit an die in 
die Deutsche Volksliste der Ukraine ein- 
getragenen Personen vom 19. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 321), 

sind hach Maßgabe der genannten Bestim- 
mungen deutsche Staatsangehörige geworden, 
es sei denn, daß die Verleihung der deutschen 
Staatsangehörigkeit ihrem Willen nicht ent- 
sprach und sie dies ausdrücklich erklärt haben 
( Ausschlagung). 

(2) Ehefrau und Kinder eines nach Absatz 1 
Eingebürgerten, der bis "zur Eheschließung 
oder bis zur Geburt oder Legitimation der 
Kinder von seinem Ausschlagungsrecht keinen 
Gebrauch gemacht hatte ^ haben die deutsche 
Staatsangehörigkeit durch Eheschließung, Ge- 
burt oder Legitimation entsprechend den Vor- 
schriften der §§ 4 bis 6 des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 22. Juli 
1913 (Reichsgesetzbl. S. 583) erworben, es sei 
denn, daß sie für ihre Person diesen Erwerb 
ausschlagen. Ehefrauen, die im Zeitpunkt der 
Eheschließung die deutsche Staatsangehörig- 
keit besaßen, haben diese behalten. 

§2 

Das Ausschlagungsrecht wird nicht dadurch 
berührt, daß in der Person des Aus- 
schlagungsberechtigten ein Tatbestand einge- 
treten ist, an den sich nach deutschem Recht 
der Verlust der deutschen Staatsangehörig- 
keit knüpft. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


d) unverändert 


dj) Verordnung über den Erwerb der Staats- 
angehörigkeit in den Gebieten der Unter- 
steiermark, Kärntens und Krains vom 
14, Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I S.648) 

c) u n V e r.ä n d e r t 


sind nach Maßgabe der genannten Bestim- 
mungen deutsche Staatsangehörige geworden, 
es sei denn, daß sie die deutsche Staatsange- 
hörigkeit durch ausdrückliche Erklärung aus- 
geschlagen haben oder noch ausschlagen. 

(2) Dasselbe gilt für die Ehefrau und die 
Kinder eines Ausschlagungsberechigten, soweit 
sie nach deutschem Recht ihre Staatsange- 
hörigkeit von ihm ableiten, unabhängig davon, 
ob er von seinem Ausschlagungsrecht Ge- 
brauch macht. Ehefrauen, die im Zeitpunkt 
der Eheschließung die deutsche Staatsange- 
hörigkeit besaßen, haben diese behalten. 


§ 2 

Hat ein Ausschlagungsberechtigter einen 
Tatbestand erfüllt, an den sich der Verlust 
der deutschen Staatsangehörigkeit knüpfte, 
und macht er von seinem Ausschlagungsrecht 
keinen Gebrauch, so hat er die deutsche 
Staatsangehörigkeit nur bis zum Eintritt des 
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Entwurf 


§3 

Die Ausschlagung hat die Wirkung, daß 
der Ausschlagende die deutsche Staatsange- 
hörigkeit durch die in § 1 Abs. 1 bezeichnete 
Verleihung oder durch Erfüllung der in ^ f 
Abs. 2 genannten Tatbestände nicht erwor- 
ben hat. 

^ 4 

Ist in der Person des Ausschlagungsberech- 
tigtm ein Tatbestand eingetreten, an den sich 
nach deutschem Recht der Erwerb der deut- 
schen Staatsangehörigkeit durch Einbürge- 
rung^ Eheschließung oder Legitimation 
knüpft, so bewirkt die Ausschlagung, daß der 
Ausschlagungsberechtigte die deutsche Staats- 
angehörigkeit im Zeitpunkt der Einbürge- 
rung, Eheschließung oder Legitimation er- 
worben hat. 

§5 

(1) Nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
kann die Ausschlagung nur noch bis zum 
(1 Jahr nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes) erklärt werden. 

(2) Jeder Ausschlagungsberechtigte Ist be- 
fugt, vor Ablauf der Ausschlagungsfrist auf 
das Ausschlagungsrecht zu verzichten. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Staatsangehörigkeitsverhältnisse der Personen, 
die auf Grund von Art. 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes Deutsche sind, ohne die deut- 
sche Staatsangehörigkeit zu besitzen 

§6 

(1) Wer auf Grund von Art. 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes Deutscher ist, ohne die 
deutsche Staatsangehörigkeit zu besitzen, muß 
auf seinen Antrag eingebürgert werden, es sei 
denn, daß Tatsachen die Annahme rechtferti- 
gen, daß er die innere oder äußere Sicherheit 
der Bundesrepublik oder eines deutschen Lan- 
des gefährdet. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Verlusttatbestandes besessen. Vom Inkraft- 
treten dieses Gesetzes ab gilt insoweit jeder 
Erwerb einer fremden Staatsangehörigkeit 
als Grund für den Verlust der deutschen 
Staatsangehörigkeit. 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

Hat ein Ausschlagungsberechtigter vor der 
Ausschlagung einen Tatbestand erfüllt, der 
den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
zur Folge hatte, so bewirkt die Ausschlagung, 
daß er im Zeitpunkt der Erfüllung des Er- 
werbstatbestandes deutscher Staatsangehöriger 
geworden ist. 


§ 5 

(1) Nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
kann die Ausschlagung nur noch bis zum 
Ablauf eines Jahres erklärt werden. 

(2) unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 

Staatsangehörigkeitsverhältnisse der Personen, 
die auf Grund von Art. 116 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes Deutsche sind, ohne die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu besitzen. 

§ 6 

(1) Wer auf Grund von Art. 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes Deutscher ist, ohne die 
deutsche Staatsangehörigkeit zu besitzen, muß 
auf seinen Antrag eingebürgert werden. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


(2) Mit der Rechtskraft des die Einbürge- 
rung ablehnenden Bescheides verliert der An- 
tragsteller die Rechtsstellung eines Deutschen. 

§ 7 

(1) Hat ein Deutscher, der die deutsdie 
Staatsangehörigkeit nicht besitzt, das Gebiet 
des Deutschen Reiches nadi dem Stande vom 
31. Dezember 1937 (Deutschland) freiwillig 
wieder verlassen und seinen dauernden 
Aufenthalt in dem fremden Staat genommen, 
aus dessen Gebiet er vertrieben worden ist, 
oder in einem anderen der in 5 1 Abs. 2 
Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes genann- 
ten Staaten, so verliert er die Rechtsstellung 
eines Deutschen im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes. 

(2) Wird der dauernde Aufenthalt erst 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
Maßgabe des Absatzes 1 verlegt, so tritt der 
Verlust der Rechtsstellung eines Deutschen 
Im Zeitpunkt der Aufenthaltsverlegung ein. 

DRITTER ABSCHNITT 
Staatsangehörigkeitsverhältnisse 

deutscher Volkszugehöriger, die nicht Deutsche 
im Sinne des Grundgesetzes sind 

§ 8 

(1) Ein deutscher Volkszugehöriger, der 
nicht Deutscher Im Sinne des Grundgesetzes 
ist, aber in Deutschland seinen dauernden 
Aufenthalt hat, und dem die Rückkehr in 
seine Heimat nicht zugemutet werden kann, 
hat einen Anspruch auf Einbürgerung nach 
Maßgabe des § 6. Wird er eingebürgert, so 
hat auch sein Ehegatte einen Einbürgerungs- 
anspruch. 

(2) Wird der dauernde Aufenthalt In 
Deutschland nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes aufgegeben, so erlischt der Anspruch 
auf Einbürgerung im Zeitpunkt der Aufgabe 
des Aufenthalts. 

Ein deutscher Volkszugehöriger, der nicht 
Deutscher Im Sinne des Grundgesetzes ist, 
kann die Einbürgerung vom Ausland her be- 
antragen, wenn er die Rechtsstellung eines 


(2) entfällt 


§ 7 

(1) Hat ein Deutsdier, der die dcutsdae 
Staatsangehörigkeit nicht besitzt, das Gebiet 
des Deutschen Reidies nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 (Deutsdiland) frelv/illig 
wieder verlassen und seinen dauernden 
Aufenthalt in dem fremden Staat genommen, 
aus dessen Gebiet er vertrieben worden ist, 
oder in einem anderen der in § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes genannten 
Staaten, so verliert er die Rechtsstellung eines 
Deutschen im Sinne des Grundgesetzes im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes. 

(2) Wird der dauernde Aufenthalt erst nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes nadt Maßgabe 
des Absatzes 1 verlegt, so tritt der Verlust 
der Rechtsstellung eines Deutschen im Sinne 
des Grundgesetzes im Zeitpunkt der Aufent- 
haltsverlcgung ein. 

DRITTER ABSCHNITT 

Staatsangehörigkeitsverhältnisse 

weiterer Personengruppen 


§ 9 

Eia deutscher Volksztigehöriger, der nicht 
Deutscher im Sinne des Grundgesetzes ist, 
kann die Einbürgerung vom Ausland her be- 
antragen, wenn er die F.cchtsstellung eines 
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Entwurf 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


Vertriebenen nach § 1 des Bundesvertrlebc- 
nengesetzes hat oder als Aussiedler im Sinne 
des § 1 Abs. 2 Nr. 3 desselben Gesetzes im 
Bundesgebiet Aufnahme finden soll. § 13 des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes gilt 
entsprechend. 


VIERTER ABSCHNITT 

Verfahrensvorsdiriften 
a) Gemeinsame Vorschriften 

§ 10 

Wer das 18. Lebensjahr vollendet hat, steht 
bei Ausübung des Ausschlagungsrechtes (§ 5 
Abs. 1), bei der Abgabe der Verzichtserklä- 
rung {§ 5 Abs. 2) und bei Geltendmachung 
des Einbürgerungsanspruchs (§§ 6, 8) einem 
Volljährigen gleich. 

§ 11 

(1) Wer das 18. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet hat oder wer zwar über 18 Jahre alt ist, 


Vertriebenen nadi § 1 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes hat oder als Aussiedler im Sinne 
des § 1 Abs. 2 Nr. 3 desselben Gesetzes im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes Aufnahme 
finden soll. § 13 des Reichs- und Staatsange- 
hörigkeitsgesetzes gilt entsprechend. Wird 
die Einbürgerung beantragt, so kann in be- 
stehender Ehe der Ehegatte, der nicht deut- 
scher Volkszugehöriger ist, ebenfalls vom 
Ausland her einen Einbürgerungsantrag 
stellen. 

§ 9a 

Der Dienst in der deutschen Wehrmacht, 
der Waffen-SS, der deutschen Polizei, der 
Organisation Todt und dem Pvcichsarbeits- 
dienst hat für sich allein den Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit nicht zur Folge 
gehabt; deutsche Staatsangehörige sind nur 
diejenigen geworden, für die ein Feststellungs- 
bescheid der Einwandererzentralstelle nach 
Maßgabe des RdErk des Reichsministers des 
Innern vom 23. Mai 1944 (RMBiiV. S. 551) 
ergangen und zugestellt worden ist. 

§ 9b 

Wer aus rassischen Gründen von einer der 
in § 1 Abs. 1 genannten Sammeleinbürgerun- 
gen ausgeschlossen worden ist, hat einen An- 
spruch auf Einbürgerung, wenn er in Deutsch- 
land seinen dauernden Aufenthalt hat, es sei 
denn, daß er in der Zwischenzeit eine andere 
Staatsangehörigkeit erworben hat. 


VIERTER ABSCHNITT 

Verfahrensvorschriften 

a) Gemeinsame Vorschriften 

§ 10 

unverändert 


§ 11 

(1) unverändert 
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Entwurf 

jedoch geschäftsunfähig oder aus anderen 
Gründen als wegen Minderjährigkeit in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkt Ist, wird durch 
seinen gesetzlichen Vertreter in persönlichen 
Angelegenheiten vertreten. 

(2) Der Vormund eines unehelichen Kin- 
des bedarf der Zustimmung der Mutter des 
Kindes, wenn diese die Sorge für die Person 
des Kindes ausiiht. Das gilt auch, wenn der 
Vormund von dem Recht auf Ausschlagung 
und dem Anspruch auf Einbürgerung nicht 
Gebrauch madien will. Kommt eine Eini- 
gung zwischen Vormund und Mutter nidit 
zustande, so ist der Vormund verpflichtet, 
eine Entscheidung des Vormundschaftsgerichts 
herbeizuführen. 

§ 12 

Die Erklärung eines Ehegatten bedarf nicht 
der Zustimmung des anderen Ehegatten. 

§ 13 

(1) Zuständig zur Entgegennahme der Aus- 
schlagungserklärungen, die nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes abgegeben werden (§ 5 
Abs. 1), und der Verzichtserklärungen (§ 5 
Abs. 2) sowie zur Einbürgerung (§§ 6, 8) ist 
die Einbürgerungsbehörde, in deren Bereich 
der Erklärende oder der Antragsteller seinen 
dauernden Aufenthalt hat. 

(2) Hat der Erklärende oder der Antrag- 
steller seinen dauernden Aufenthalt außer- 
halb Deutschlands, so Ist die Einbürgerungs- 
behörde zuständig, in deren Bereich er zu- 
letzt seinen dauernden Aufenthalt gehabt hat. 

(3) Ergibt sich aus Absatz 1 oder Absatz 2 
die Zuständigkeit einer Behörde außerhalb 
des Geltungsbereidis dieses Gesetzes oder 
hatte der Erklärende oder der Antragsteller 
niemals seinen dauernden Aufenthalt in 
Deutschland, so ist das Bundesamt für Staats- 
angehörigkeitsangelegenheiten zuständig. 

(4) Für einen unter elterlicher Gewalt ste- 
henden Minderjährigen (§11 Abs. 1) ist die 
Einbürgerungsbehörde des vertretungsberech- 
tigten Elternteils zuständig. 

(5) Eine Verbindung von Verfahren, die 
bei verschiedenen Behörden anhängig sind, ist 
im gegenseitigen Einvernehmen der beteilig- 
ten Behörden zulässig. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


(2) Der Vormund eines unehelichen Kindes 
bedarf der Zustimmung der Mutter des Kin- 
des, wenn dieser die Sorge für die Person des 
Kindes zusteht. Das gilt auch, wenn der Vor- 
mund von dem Recht auf Ausschlagung und 
dem Ansprudi auf Einbürgerung nicht Ge- 
brauch machen will. Kommt eine Einigung 
zwischen Vormund und Mutter nicht zu- 
stande, so ist der Vormund verpflichtet, eine 
Entscheidung des Vormundschaf tsgeridits 
herbeizuführen. 

§ 12 

unverändert 
§ 13 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Ergibt sich aus Absatz 1 oder Absatz 2 
die Zuständigkeit einer Behörde außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes oder hatte 
der Erklärende oder der Antragsteller nie- 
mals seinen dauernden Aufenthalt in Deutsch- 
land, so ist der Bundesminister des Innern 
zuständig. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 
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Entwurf 

b) Ausschlagung 
§ 14 

(1) Die Aussdilagungserklärung muß, wenn 
sie nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ab- 
gegeben wird, zu Protokoll einer Behörde 
oder in öffentlich beglaubigter Form abge- 
geben werden. 

(2) Hat der Ausschlagungsberechtigte seinen 
dauernden Aufenthalt außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes, so kann die 
Ausschlagungserklärung zu Protokoll einer 
diplomatisdien oder konsularischen Vertre- 
tung oder einer sonstigen Verbindungsstelle 
der Bundesrepublik Deutschland abgegeben 
oder von einer dieser Dienststellen beglaubigt 
werden. 

(3) Steht dem Ausschlagungsberechtigten 
keine der In Absatz 1 oder Absatz 2 genann- 
ten Möglichkeiten zur Verfügung, so genügt 
einfache Schriftform unter der Vorausset- 
zung, daß In anderer Weise nachgewiesen 
wird, daß die Unterschrift von dem Träger 
des unterzeidineten Namens herrührt. 

§ 15 

(1) Wer ohne sein Verschulden außerstande 
war, die Ausschlagungsfrist einzuhalten, kann 
die Ausschlagungserklärung noch bis zum 
Ablauf von sechs Monaten nach Fortfall des 
Hindernisses abgeben. 

(2) Als unverschuldetes Hindernis gilt auch 
der Umstand, daß der Aussdilagungsberech- 
tigte seinen dauernden Aufenthalt in der so- 
v/jetisdi besetzten Zone Deutschlands, dem 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin oder 
in einem der fremd verwalteten deutschen 
Gebiete hat. 

S 16 

Die Ausschlagungsfrist ist auch gewahrt, 
wenn die Ausschlagungserklärung innerhalb 
der Frist bei einer Örtlich oder sachlich unzu- 
ständigen Behörde Im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder bei einer diplomatischen oder 
konsularlsdien Vertretung oder einer sonsti- 
gen Verbindungsstelle der Bundesrepublik 
Deutschland eingegangen ist. 

S 17 

Ist ein Ausschlagungsberechtigter vor Ab- 
lauf der Ausschlagungsfrist verstorben, ohne 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

b) Ausschlagung 
§ 14 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 15 

unverändert 


§ 16 

unverändert 


S 17 

unverändert 
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Entwurf 

daß er von dem Ausschlagungsrecht Gebraudi 
gemadit oder darauf verzichtet hat, so ist 
jeder Verwandte auf- und absteigender Linie 
sowie der überlebende Ehegatte bei Glaub- 
haftmachung eines reditlichen Interesses bis 
zum Ablauf der Ausschlagungsfrist befugt, 
eine Ermäditigung des zuständigen Nadilaß- 
geridites zu beantragen, für den Verstorbe- 
nen das Ausschlagungsredit auszuüben oder 
darauf zu verzichten. Das Geridit muß vor 
Entscheidung über den Antrag allen Antrags- 
berechtigten Gelegenheit zur Äußerung ge- 
ben, soweit nicht zwingende Gründe entgegen- 
stehen. Auf das Verfahren finden die Vor- 
schriften des Gesetzes über die Angelegen- 
heiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1898 (Reidisgesetzbl. S. 189) An- 
wendung. 

§ 18 

Wer von seinem Ausschlagungsrecht Ge- 
braudi gemacht hat, erhält eine Urkunde des 
Inhalts, daß er die deutsche Staatsangehörig- 
keit durdi die in § 1 Abs. 1 bezeidinete Ver- 
leihung oder durch Ableitung von einer so 
verliehenen deutschen Staatsangehörigkeit 
nicht erworben hat. Die Ausschlagung allein 
reicht zum Nachweis des Nichterwerbs der 
deutschen Staatsangehörigkeit nicht aus. 


% 19 

(1) Die Aussdilagungserklärung und die 
Verzichtserklärung können wegen Irrtums 
über den Inhalt der Erklärung sowie wegen 
Zwangs oder Drohung angefochten werden. 

(2) Die Anfechtung erfolgt durch Erklä- 
rung gegenüber der nach § 13 zuständigen 
Behörde. Die Anfechtungserklärung ist zu 
Protokoll der Behörde oder in öffentlich be- 
glaubigter Form abzugeben. 

(3) Die Anfechtungsfrist beträgt einen Mo- 
nat und beginnt mit der Kenntnis des Irr- 
tums oder mit der Beendigung der Zwangs- 
lage, frühestens jedoch mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. Sie endet spätestens sechs 
Monate nach Zustellung der Ausschlagungs- 
urkunde. 

c) Einbürgerung 

S 20 

An die Stelle der nach § 3 der Verordnung 
über die deutsche Staatsangehörigkeit vom 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§ 18 

Wer von seinem Ausschlagungsrecht Ge- 
brauch gemacht hat, erhält eine Urkunde des 
Inhalts, daß er die deutsche Staatsangehörig- 
keit durch die in § 1 Abs. 1 bezeidinete Ver- 
leihung oder durch Ableitung von einer so 
verliehenen deutschen Staatsangehörigkeit 
nicht erworben hat. Nur durch diese Aus- 
schlagungsurkunde kann der Nachweis des 
Nichterwerbs der deutschen Staatsangehörig- 
keit erbracht werden. 

S 19 

unverändert 


c) Einbürgerung 
§ 20 

entfällt 
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Entwurf 

5. Februar 1934 (Reidisgesetzbl. I S. 85) zur 
Einbürgerung erforderlldren Zustimmung des 
Bundesministers des Innern tritt in den Fällen 
der §§ 6 und 8 die Zustimmung des Bundes- 
amts für Staatsangehörigkcitsangelegenhelten. 

§ 21 

(1) Die Einbürgerung (§§ 6, 8) erstreckt 
sich auf die minderjährigen Kinder, für die 
der Eingebürgerte kraft elterlicher Gewalt 
nach § 11 Abs. 1 im Zeitpunkt der Einbürge- 
rung vertretungsberechtigt ist. 

(2) Der Antragsteller ist berechtigt, die Er- 
streckungswirkung ganz oder teilweise auszu- 
schließen. Er bedarf dazu der Genehmigung 


§ 22 

(V) Waren bei einer Einbürgerung (§§ 6, 
8, 9) Tatsachen nicht bekannt, die der Ein- 
bürgerung entgegengestanden hätten, so ist 
die Einbürgerung unwirksam, sofern nicht die 
Einbürgerungsbehörde die Voraussetzungen 
für eine Einbürgerung gemäß § 8 oder ^ 
des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes 
für gegeben erachtet. 

(2) Die Unwirksamkeit ist durch Beschluß 
auszusprechen. Der Beschluß kann nur bis 
zum Ablauf von 5 Jahren nach erfolgter Ein- 
bürgerung erlassen werden; er bedarf der Zu- 
stellung an den Betroffenen. Ist dessen Au- 
fenthalt nicht bekannt oder kann eine Zustel- 
lung, die außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes erfolgen müßte, nicht vorgenom- 
men werden, so tritt an die Stelle der Zustel- 
lung die Veröffentlichung im Bundesanzeiger. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Gibergangs- und Schlußbestimmungen 


S 23 

Die auf diesem Gesetz beruhenden Verfah- 
ren sind gebührenfrei. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§ 21 

unverändert 


§ 22 

(1) Waren bei der Einbürgerung (§§ 6, 8, 
9, 9 b) durch das Verschulden des Antragstel- 
lers Tatsadien nicht bekannt, die der Ein- 
bürgerung entgegengestanden hätten, so ist 
die Einbürgerung unwirksam, sofern nicht 
die Einbürgerungsbehörde die Voraussetzun- 
gen für eine Einbürgerung gemäß § 8 oder 
§ 13 des Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes für gegeben erachtet, 

(2) Die Unwirksamkeit ist durch förmliche 
Entscheidung auszusprechen. Die Entscheidung 
kann nur bis zum Ablauf von 5 Jahren nach 
erfolgter Einbürgerung ergehen; sie bedarf 
der Zustellung an den Betroffenen. Ist dessen 
Aufenthalt nicht bekannt oder kann eine Zu- 
stellung, die außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes erfolgen müßte, nicht vorge- 
nommen werden, so tritt an die Stelle der 
Zustellung die Veröffentlichung im Bundes- 
anzeiger. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 22 a 

Das Heimatrecht der Vertriebenen und die 
sich aus ihm künftig ergebenden Regelungen 
ihrer Staatsangehörigkeit werden durch die 
auf Grund dieses Gesetzes abgegebenen Er- 
klärungen nicht berührt. 

§ 23 

unverändert 
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Entwurf 

§ 24 

Solange das Bundesamt für Staatsangehö- 
rigkeitsangelegenheiten noch nicht besteht, 
werden seine Aufgaben vom Bundesminister 
des Innern wahrgenommen. 

§ 25 

§ 13 gilt, soweit er die örtliche Zuständig- 
keit regelt, auch für die Staatsangehörigkeits- 
angelegenheiten des Reichs- und Staatsange- 
hörigkeitsgesetzes. 

§ 26 

Die Verordnung zur Regelung von Staats- 
angehörigkeitsfragen vom 20. Januar 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 40) wird aufgehoben. 

§ 27 

Die deutsche Staatsangehörigkeit „auf Wi- 
derruf“ steht der deutschen Staatsangehörig- 
keit gleich, soweit nicht bis zum 8. Mai 1945 
von dem Widerrufsrecht Gebrauch gemacht 
worden ist. 

S 28 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 29 

Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
§ 24 

entfällt 

§ 25 

unverändert 


§ 26 

entfällt 

§27 

unverändert 


§ 28 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Lande Berlin. 

§ 29 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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